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Busek, Erhard: Zu wenig, zu 
spät: Europa braucht ein bes-
seres Krisenmanagement, 
hrsg. von Roger de Weck, 
Hamburg (Edition Körber-
Stiftung) 2007

Erhard Busek, seit 2002 der 
Sonderkoordinator des Stabi
litätspakts für Südosteuropa, 
vertritt den Standpunkt, dass 
Europa ein besseres Krisenma
nagement und eine gemein
same Außenpolitik braucht. 
Seine Meinung gründet auf 
der jüngeren Geschichte 
Europas und seinen persön
lichen Erfahrungen. Der aus
gebildete Jurist war von 1991 
bis 1995 der Vizekanzler Öster
reichs und von 2000 bis 2002 
Sonderbeauftragter der öster
reichischen Bundesregierung 
für EUErweiterung. Derzeit 
ist Busek, neben seiner Tätig
keit als Sonderkoordinator des 
Stabilitätspakts, der Präsident 
des Alpbach Forums und Vor
sitzender des Instituts für den 
Donauraum und Mitteleuro
pa.

Busek entwickelt zehn „Leh
ren“, die begründen sollen, 
warum die EU ein besseres 
Krisenmanagement braucht. 
In der Einführung gibt er kurz 
die Geschichte der EU wieder. 
Er stellt sowohl Erfolge als 
auch Misserfolge der Grün
dungsmitglieder dar. Laut Bu
sek braucht es ein Bewusstsein 
dafür, dass Demokratisierung 
ein fortwährender Prozess ist, 
der nicht einfach befohlen 
werden kann. 

Als erste Lehre ist Krisenma
nagement eine Pflicht: Eu
ropa muss sich um Europa 
kümmern. Ansonsten kann 
Unentschlossenheit einzelner 
EUMitglieder zu Konflikten 
führen wie beim Zerfall Ex
Jugoslawiens, wo die USA 
eingreifen musste. Die EU 
hat daraus gelernt, dass ein 
Problem sprichwörtlich „an 
der Wurzel gepackt“ werden 
muss, bevor es eskaliert. Leider 

scheut sich die EU davor, die 
Mittel für ein besseres Krisen
management bereitzustellen, 
weil sich die Mitglieder dafür 
auf eine gemeinsame Außen
politik einigen müssten.

In der zweiten Lehre hält 
Busek fest, dass Krisenma
nagement nicht mehr Macht, 
sondern mehr Humanität als 
Ziel hat. In der Vergangen
heit haben Krisenmanager 
oft durch ihr Eingreifen in 
Krisenregionen mehr Macht 
und Einflusszonen für sich 
selbst beansprucht. Dies hat 
dazu geführt, dass die betrof
fenen Gebiete nach Belie
ben aufgeteilt wurden, ohne 
Rücksichtnahme auf die dort 
lebenden Menschen. Die Auf
teilung Afrikas oder Europas 
nach dem ersten Weltkrieg 
sind Beispiele. Für eine Lö
sung sollten die Geschichte 
und die ökonomischen und 
sozialen Umstände analysiert 
werden, dazu werden auch Re
gionalexperten benötigt. 

In seiner dritten Lehre geht 
Busek auf den Mangel an Re
gionalexperten in der EU ein 
und verlangt nach mehr Sorg
falt bei deren Auswahl. Oft 
werden die Stellen mit Persön
lichkeiten besetzt, die nur un
genügende Kenntnisse über 
die Gegebenheiten in einer Re
gion besitzen. Hinzu kommen 
zu hohe Gehälter und häufige 
Rotation. Dadurch wird es fast 
unmöglich, Akzeptanz bei der 
einheimischen Bevölkerung 
zu erlangen, da sie sich immer 
wieder auf eine neue Führung 
einstellen müssen. Aus diesem 
Grund braucht die EU ein Pro
gramm, welches Personal für 
Krisenmanagement ausbildet 
oder zum Einsatz bereit hält.

Der Mangel an Experten führt 
zu den Problemen, die in der 
vierten Lehre beschrieben 
werden: Dadurch, dass regio
nales Fachwissen fehlt, wird 
die Geschichte einer Krisen
region oftmals vereinfacht 
betrachtet, z.B. der wirtschaft

liche Zerfall des ehemaligen 
Jugoslawiens. Anstatt diesen 
Teil der Geschichte zu igno
rieren, muss sie mit in Erklä
rungen und Lösungen mit 
einbezogen werden. 

Die fünfte Lehre baut darauf, 
dass die Demokratisierung 
einen sog. Marshall Plan be
nötigt. Das heißt, der Wirt
schaftsaufbau muss mit dem 
Aufbau der staatlichen Insti
tutionen einhergehen. Dies 
ist auch die Richtung, die in 
der sechsten Lehre vorgege
ben wird: Systematische In
vestitionen in die Infrastruk
tur sind notwendig. Beispiele 
in Lehre sieben verdeutlichen, 
dass Wirtschafts und Sozial
partnerschaft die beste Stabi
litätsgarantie sind. Aus diesem 
Grund ist zum Krisenmanage
ment „ein integrierter Ansatz, 
der Wirtschaft, Infrastruktur, 
Sozialpartnerschaft, Ökologie 
und Kampf gegen Korruption 
und Kriminalität einbezieht,“ 
(S. 58) nötig.

In der achten Lehre empfiehlt 
Busek, sich die gesamte Regi
on anzusehen und nicht nur 
die einzelnen Staaten. Im 
Sinne der EU ist die regionale 
Integration ein wichtiger Sta
bilitätsfaktor und sollte aus 
diesem Grund auch im Krisen
management genutzt werden. 
Busek ruft deswegen in seiner 
neunten Lehre dazu auf, die 
EU zu reformieren, um die 
Mindestvoraussetzungen zu 
erfüllen. Die EU braucht eine 
Strategie für den Umgang mit 
Krisen. Auch wenn jede Krise 
andere Anforderungen stellt, 
so sollten die Grundlagen 
feststehen: Was will die EU er
reichen und welche Mittel hat 
sie zur Verfügung? Dazu ist die 
Entwicklung einer gemein
samen EUAußenpolitik Vor
aussetzung. Bis diese verwirk
licht ist, führt die EUStruktur 
selbst zu ihrer Immobilität 
und Handlungsunfähigkeit 
in Krisensituationen.

In seiner letzten, zehnten 
Lehre, fragt Busek nach dem 
Sinn des Krisenmanagements 
für die EU. Er schließt mit der 
Feststellung, dass sich das 
Konfliktmanagement „mit 
dem ‚Geist’ von Europa aus
einandersetzen und ihn den 
Konfliktpartnern vermit
teln [muss], damit sie einen 
gemeinsamen Grund und 
Boden finden, miteinander 
zu leben und den Kontinent 
mitzugestalten.“ (S. 72)

Der von Erhard Busek vertre
tene Standpunkt weist auf 
wichtige Unzulänglichkeiten 
des gegenwärtigen EUKri
senmanagements hin und 
bietet in einfachen Worten 
Vorschläge zur Abhilfe. Es ist 
mit 73 Seiten ein kurzes, aber 
sehr aufschlussreiches Werk. 

Edina Bilalovi

Markus Kaim, Die Euro-
päische Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik. Prä-
ferenzbildungs- und Aus-
handlungsprozesse in der 
Europäischen Union (1990-
2005), Aktuelle Materialien 
zur Internationalen Politik, 
Bd 74, Baden-Baden, Nomos 
2007.

Die Europäische Sicherheits 
und Verteidigungspolitik 
(ESVP) hat sich in den ver
gangenen zehn Jahren stetig 
weiterentwickelt. Heute setzt 
die EU „battle groups“ ein und 
kann zumindest theoretisch 
auch Einsätze unabhängig 
von der NATO planen und 
durchführen. Zugleich ist das 
Verhältnis zwischen ESVP 
und dem nordatlantischen 
Bündnis unklarer geworden: 
Stehen beide in Abhängig
keit oder in Konkurrenz zu
einander? Ergänzen oder 
ersetzen sie sich? Der Autor 
Markus Kaim geht in seinem 
Buch „Die Europäische Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik. 
Präferenzbildungs- und Aus-
handlungsprozesse in der Euro-
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päischen Union (1990-2005)“, 
das aus einer Habilitations
schrift hervorging, der grund
sätzlichen Frage nach, warum 
die Mitgliedstaaten die ESVP 
entwickelt haben und was 
diese Entwicklung befördert 
hat. Der Autor fragt nach den 
Präferenzbildungs und Aus
handlungsprozessen in der 
EU am Beispiel der ESVP im 
Zeitraum von 1990 bis 2005. 
Dabei konzentriert er sich auf 
die ESVPPositionen der drei 
größten EUMitgliedstaaten 
Frankreich, Großbritannien 
und Deutschland.

Referenzpunkt seiner Unter
suchung ist die Gemeinsame 
Außen und Sicherheitspoli
tik (GASP). Zunächst entwi
ckelt Kaim ein analytisches 
VierEbenenModell, um den 
intergouvernementalen Teil 
der EUAußenbeziehungen zu 
untersuchen, dann wendet er 
dieses Modell auf den Teilbe
reich der ESVP an und zieht 
schließlich verallgemeiner
bare Schlussforderungen zu 
den Präferenzbildungs und 
intergouvernementalen Aus
handlungsprozessen in der 
GASP. Dabei verortet er die 
möglichen Determinanten auf 
folgenden vier Ebenen: a) auf 
der Ebene des internationalen 
Systems, b) in den Aushand
lungsprozessen des europä
ischen Integrationsprozesses, 
c) in den gesellschaftlichen 
Präferenzbildungsprozessen 
der EUMitgliedstaaten und 
schließlich d) in den interins
titutionellen Beziehungen der 
NATO und der EU.

In der Einleitung stellt Kaim 
dar, warum die Politikwis
senschaft bis zum Beginn 
der 1990er Jahr den Bereich 
der Sicherheits und Vertei
digungspolitik nicht als Teil 
der europäischen Integration 
ansah. So galt der Bereich der 
Außen und Sicherheitspolitik 
lange als Kernbereich staatli
cher Souveränität, den die 
EUMitgliedstaaten gegen alle 

Vergemeinschaftungsbestre
bungen verteidigen würden. 
Andere lehnten eine sicher
heitspolitische Kooperation 
innerhalb der EU mit Verweis 
auf die wirksame Arbeitstei
lung zwischen NATO und der 
EU ab. Außerdem hatte sich 
keiner der integrationstheo
retischen Ansätze mit einer 
Kooperation oder Vergemein
schaftung der Sicherheits 
und Verteidigungspolitiken 
der EUMitgliedstaaten ernst
haft beschäftigt. Schließlich 
galt die EU für viele zunächst 
als Zivilmacht im internatio
nalen System, die ausschließ
lich mit diplomatischen und 
ökonomischen Mitteln ihre 
politischen Ziele durchzuset
zen versucht, nie aber militä
risch.

Allen Auffassungen zum Trotz 
haben die EUMitgliedstaaten 
mit der verstärkten Kooperati
on im Bereich der ESVP die eu
ropäische Integration vertieft. 
Die ESVP ist Teil der GASP und 
gehört mithin zur intergou
vernemental ausgerichteten 
zweiten Säule der EU. Auch 
der Reformvertrag von Lis
sabon wird daran nichts än
dern. Zwar sieht der Vertrag 
vor, die EG und die DreiSäu
lenStruktur abzuschaffen, die 
Sonderbestimmungen für die 
GASP/ESVP bleiben aber beste
hen. Der Vertrag von Lissabon 
ging leider nicht mehr in die 
Arbeit ein, weshalb auch die 
geplanten Änderungen (Um
benennung in GSVP, institu
tionelle Änderungen mit dem 
neuen Hohen Vertreter, der als 
EUAußenminister fungieren 
soll, ohne diesen Titel tragen 
zu dürfen, und neue Konzepte 
wie die „Ständige Strukturierte 
Zusammenarbeit“, Beistands 
und Solidaritätsklausel) au
ßen vor bleiben.

Kaim beginnt seine Untersu
chung im Hauptteil mit der 
Frage, ob und in welchem 
Maße der Strukturwandel des 
internationalen Systems nach 

1989/90 dazu geführt hat, 
dass Großbritannien, Frank
reich und Deutschland für 
eine vertiefte sicherheits und 
verteidigungspolitische Ko
operation im Rahmen der EU 
eingetreten sind (5. Kapitel). 
Dabei kommt Kaim zu dem 
Ergebnis, dass die Regierung 
Blair im Wahlkampf 1997 zu
nächst nicht mit dem Projekt 
der ESVP in die Debatte gezo
gen ist, sondern vielmehr die 
atlantische Dimension der 
britischen Sicherheits und 
Verteidigungspolitik betont 
hatte. Dennoch liest der Au
tor aus den skizzierten Aus
führungen damals eine „vor-
sichtige Präferenzverschiebung 
zugunsten Europas“ ab.  Kaim 
zufolge wechselte die Regie
rung Blair von Ende März 
1998 bis Ende Oktober 1998 
schließlich ihre Position hin 
zur Entwicklung einer Eu
ropäischen Sicherheits und 
Verteidigungspolitik. 

Wie für Großbritannien be
deutete auch für Frankreich 
das Ende des OstWestKon
flikts eine fundamentale Ver
änderung der Rahmenbedin
gungen der Sicherheits und 
Verteidigungspolitik. Auch 
Frankreich wechselte seine 
Position – wobei das zweite 
der beiden loiprogramme 
militaire (LPM 20032008) 
den Boden der ESVP berei
tete. Es nahm endgültig von 
einer nationalen Handlungs
autonomie Frankreichs in 
ver teidigungspolitischen 
Fragen Abschied; als wahr
scheinlichster multilateraler 
Rahmen galt die EU.

In noch stärkerem Umfang als 
die anderen Mitgliedstaaten 
der EU vollzog die Bundesre
publik den Prozess der Adapti
on an die sich nach 18989/90 
verändernden sicherheitspoli
tischen Rahmenbedingungen. 
Kaim zufolge waren die Um
wälzungen für Deutschland 
militärisch und juristisch 
noch gravierender, da sie die 

Akteurqualität der Bundes
republik einerseits und die 
Bonner Handlungsspielräu
me andererseits unmittelbar 
veränderten.

Im Anschluss prüft Kaim die 
Rolle gesellschaftlicher Prä
ferenzbildungsprozesse (6. 
Kapitel). Er fragt, ob nicht 
nur der Strukturwandel des 
internationalen Systems, 
sondern auch die Gesellschaft 
Auswirkungen auf die Ent
wicklung der ESVP hatte. In 
Anlehnung an den liberalen 
Intergouvernementalismus 
geht der Autor davon aus, 
dass die erkennbaren und 
von Regierungen nach außen 
vertretenen Positionen nicht 
nur von der Struktur des in
ternationalen Systems beein
flusst werden, sondern, dass 
sich im Rahmen des Struktur
wandels auch die Präferenzen 
einer Gesellschaft eines Staa
tes ändern können. Der Autor 
untersucht dabei die Rolle der 
Parteien, die öffentliche Mei
nung und schließlich die Rol
le von außenpolitischen For
schungseinrichtungen und 
der Rüstungsindustrie.

In Großbritannien geht Kaim 
insbesondere auf die Labour 
Party, die konservative Partei 
und die Liberal Democrats 
ein. In Frankreich auf die fran
zösischen Rechte, die sozialis
tische Partei und die „Protest
parteien“ PCF, Les Verts und 
Front National. In Deutsch
land werden die Positionen 
von SPD, CDU/CSU, Bündnis 
90/Die Grünen, der FDP sowie 
der LinksparteiPDS themati
siert.

Im 7. Kapitel untersucht der 
Autor die intergouvernemen
talen Verhandlungsprozesse 
am Beispiel der Positionen 
Großbritanniens, Frankreichs 
und Deutschlands. Im 8. Ka
pitel geht Kaim schließlich 
auf den Einfluss der transat
lantischen Sicherheitsbezie
hungen ein und fragt nach 
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dem Verhältnis der USA zur 
ESVP.

In seinem Fazit stellt Kaim 
unter anderem fest, dass die 
ESVPPolitiken Großbritanni
ens, Frankreichs und Deutsch
lands in der Sache zwar kon
vergieren, in ihren Motiven 
und Vorstellungen aber sehr 
unterschiedlich sind.

Kaims Fachbuch zeichnet sich 
insbesondere durch seine prä
zise Struktur aus. Es ist sehr 
übersichtlich und erleichtert 
somit das schnelle Lesen und 
Auffinden relevanter Infor
mationen. Auch inhaltlich 
kann Kaim überzeugen. Lei
der konnte der Autor nicht 
mehr auf die neuesten ge
planten Entwicklungen mit 
dem Reformvertrag von Lissa
bon eingehen und geht noch 
von 25 statt inzwischen 27 
Mitgliedstaaten aus, weshalb 
die Arbeit an diesem Punkt an 
Aktualität einbüßt. 

Andreas Kappler

Maier, Helmut. Forschung als 
Waffe, Rüstungsforschung 
in der Kaiser-Wilhelm-Ge-
sellschaft und das Kaiser-
Wilhelm-Institut für Metall-
forschung 1900 – 1945/48, 
Göttingen (Wallstein Verlag) 
2007

Rüstung, genauso wie 
Rüstungsforschung, umgibt 
der Nimbus des Bösen. Dies 
war nicht immer so. Denn in
mitten der Zeit der Industria
lisierung und des Wettrüstens 
wurde 1911 die KaiserWil
helmGesellschaft gegründet. 
Ihre Gründung markierte die 
Schaffung eines nationalen In
novationssystems und brach
te noch während des Ersten 
Weltkriegs wissenschaftliche 
Spitzenleistungen hervor, die 
in der von Walther Rathenau 
mit Maestra organisierten 
Rohstoffbewirtschaftung zur 
Anwendung kamen. 

Seit dem Zivilisationsbruch, 
der mit dem Zweiten Welt
krieg und seinen Mensch
heitsverbrechen im Namen 
Deutschlands verbunden ist, 
gilt Rüstungsforschung als 
politisch suspekt. Daher ist 
es besonders verdienstvoll, 
wenn die Wissenschaft sich 
selbst mit ihrer Rolle im Zwei
ten Weltkrieg als Beweger 
technologischer Forschung 
zwecks Erringung kriegstech
nischer Überlegenheit und 
Abwehr der Rohstoffblockade 
befasst. Im Rahmen des DFG
Forschungsprojekts zur Erfor
schung der Geschichte der Kai
serWilhelmGesellschaft im 
Nationalsozialismus (heraus
gegeben von Reinhard Rürüp 
und Wolfgang Schieder) ver
öffentlicht Helmut Maier, seit 
April 2007 Professor für Tech
nik und Umweltgeschichte an 
der RuhrUniversität Bochum, 
nunmehr ein zweites Opus 
(Habilitationsschrift) zu der 
sehr speziellen Thematik der 
Rüstungsforschung in der 
KaiserWilhelmGesellschaft 
und des KaiserWilhelmIns
tituts für Metallforschung 
1900 – 1945/48. Die beiden 
voluminösen Bände (insge
samt 1200 Seiten mit einem 
umfangreichen Schrifttums
verzeichnis) liefern in Hülle 
und Fülle Material zu einer 
Lieblingsfragestellung poli
tischer Korrektheit der letzten 
20 Jahre: Wie konnte es pas
sieren, dass sich hochbegabte 
Wissenschaftler und Forscher 
so unbedingt dem politischen 
Herrschaftsanspruch des Na
tionalsozialismus nicht nur 
auslieferten, sondern bereit 
waren, an seiner Seite der 
Wehrmacht durch Forschung 
überlegene Waffen und der 
Kriegswirtschaft zur Blocka
defestigkeit zu verhelfen? Die 
Problematik der moralischen 
Entgrenzung von Techno
Wissenschaft bzw. der Kolla
boration wissenschaftlicher 
Eliten mit einem totalitären 
Regime ist für sich genommen 

nicht neu. Sie ist auch nicht 
spezifisch für die Natur und 
Ingenieurwissenschaften.

Die große Materialsamm
lung von Maier eignet sich 
zur Erörterung der Frage, wie 
sich die großen Erfolge der 
Rüstungsforschung in der 
KaiserWilhelmGesellschaft 
sowie im Institut für Metall
forschung erklären lassen. Da
mit ist nicht pauschal das sog. 
deutsche Rüstungswunder 
im Jahre 1944 gemeint, das 
unzweifelhaft auf das Orga
nisationstalent Albert Speers 
zurückging und selbst in der 
AlliiertenPresse Staunen und 
Bewunderung auslöste. Denn 
dem deutschen „Rüstungs
wunder“ von 1944 ging ein 
deutsches „Metallwunder“ 
voran. Die Steigerung des Aus
stoßes von Waffenmunition 
und militärischen Geräten 
aller Art um 285% zwischen 
1940 und 1944 wäre mit ent
sprechenden Steigerungen im 
Metallverbrauch nicht mög
lich gewesen. Bei den wich
tigsten NichtEisenmetallen 
verharrte der Verbrauch zu
sammen mit Aluminium aber 
auf dem Niveau von 1940, 
während Kupfer, Blei und 
Zink einen starken Rückgang 
zu verzeichnen hatten. Dass 
diese „Leistungen“ ohne die 
Rüstungsforschung in der 
KaiserWilhelmGesellschaft 
und dem Institut für Metall
forschung nicht möglich ge
wesen wäre, steht außer Frage. 
Selbst die Alliierten nahmen 
in ihren Nachkriegsanalysen 
über die deutsche Kriegswirt
schaft die Forschungsleistung 
mit Erstaunen zur Kenntnis. 
Hierauf weist Maier deutlich 
hin. So heißt es bei Simon 
„Special Mission on Captured 
German Scientific Establish
ment“:

“With a very much smaller po-
tential source of research and de-
velop personnel (not more than 
one third, based either upon po-
pulation or upon enumeration of 

scientists), the German Govern-
ment succeeded in maintaining 
a series of war weapons that was 
at least comparable to those of 
Allies.” 

Was nun die Causa dieses, 
wie die Alliierten es nennen, 
tremendous accomplishment 
war, dafür liefert die Habili
tationsschrift von Maier zwar 
keine finalen Antworten, 
doch eine Fülle von Material, 
aus dem nur einige Beispiele 
herausgegriffen werden kön
nen. Vorangestellt seien zwei 
Hinweise, die den Inhaber 
vorgefasster Meinungen über
raschen werden. 

Maier belegt mit vielen Bei
spielen, dass die rüstungs
wirtschaftliche Forschung im 
Nationalsozialismus in tech
nischer Hinsicht lediglich das 
weiterführte, wenn auch mit 
anderer Intensität und stär
kerer operativer Ausrichtung, 
was bereits im Ersten Welt
krieg und dann  kaschiert 
 während der Weimarer Re
publik begründet und fortent
wickelt worden ist. 

Es gab keineswegs eine ein
heitliche nationalsozialisti
sche Vorstellung davon, wie 
sich die Wissenschaft im All
gemeinen und die Rüstungs
forschung im Besonderen zur 
Wehrmacht und zur Industrie 
bzw. zur politischen Reichs
leitung verhalten sollte. Diese 
Heterogenität der organisa
tionspolitischen Auffassung 
ist hinreichend bekannt hin
sichtlich des Verhältnisses 
zwischen dem ehemaligen 
Minister für Bewaffnung und 
Munition Fritz Todt, der, 
am 17. März 1940 von Hitler 
ernannt, auch in ordnungs
politischer Hinsicht keinen 
Zweifel an seiner zutiefst 
rechtsradikalen Identität 
ließ. Denn Todt, der bereits 
als Leiter des nationalsozialis
tischen Bundes Technik seit 
1935 unablässig die Gemein
schaftsarbeit propagiert hatte 
und durch technischwissen
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schaftliche Erfahrungsgrup
pen an seinen Zentralisie
rungsbemühungen keinen 
Zweifel ließ, konnte – in das 
Amt des Rüstungsministers 
gelangt – seine nationalsozia
listische Forderung „Gemein
nutz geht vor Eigennutz“ 
auch bei der Rüstungsent
wicklung verwirklichen. Dies 
geschah durch eine Reihe von 
sog. Erfahrungsgruppen, die 
der Industrie und Forschung 
aufoktroyiert wurden. Hier
bei wurden Erfahrungsge
meinschaften innerhalb von 
Industrie und Wissenschaft 
zwangsweise organisiert. Sie 
sollten dazu dienen, „Doppel-
arbeit“ zu verhindern. Diese 
Zentralisierungstendenzen 
wurden nach dem Ableben 
von Todt und der Ernennung 
von Speer zum Rüstungsmi
nister grundlegend geändert. 
Während Todt sozusagen der 
Erfinder nationalsozialistisch 
inspirierter Rationalisierungs
kartelle war, setzte Speer ab 
Februar 1942 auf „Selbst
verantwortungsorgane der 
Rüstung“ und schenkte sog. 
Erfahrungsgemeinschaften 
kaum noch Beachtung. Mehr 
noch: Er erkannte rasch, 
dass die Befassung mehrerer 
Stellen mit einem technisch
wissenschaftlichen Problem 
dessen Lösung beschleunigen 
konnte. 

Beispielhaft sei ebenfalls das 
Verhältnis der Grundlagenfor
schung im Bereich der Torpe
dowaffe zur Seekriegsleitung 
genannt. Erst nachdem es zu 
einer Reihe von technischen 
Versagen, insbesondere beim 
NorwegenFeldzug durch 
Fehl und Frühzündungen 
gekommen war, wurde die 
Seekriegsleitung einsichtig 
und ernannte Prof. Cornelius 
zum sog. „Torpedodiktator“. 
Dieser ergriff die Gelegen
heit, um umfassend mit einer 
Denkschrift über die Neuorga
nisation der Torpedoentwick
lung Stellung zu nehmen. 

Dönitz, damals Befehlsha
ber der UBootWaffe (BdU) 
stimmte ausweislich eines Te
legramms vom 24.8.1940 den 
Vorschlägen von Cornelius 
zu und lehnte ausdrücklich 
eine Steuerung der Arbeit von 
Industrie und Wissenschaft 
durch militärische Stellen ab. 
Cornelius nutzte die Gelegen
heit und legte der Seekriegslei
tung einen Vorschlag für die 
Neuorganisation der Torpedo
entwicklung nach dem Kriege 
vor, der darin gipfelte, die mi
litärische Dienststelle für die 
Definition der technischen 
Zielsetzung und die Abnahme 
des Rüstungsguts verantwort
lich zu machen, hingegen die 
wissenschaftliche, technische 
und fertigungsmäßige Ent
wicklung ohne militärische 
Einmischung zu ermögli
chen. 

Maier belegt mit vielen Bei
spielen, wie unter Berufung 
auf die Kriegswichtigkeit be
stimmter Produktionen hoch
qualifizierte Forscher sich 
während des Krieges Freiräu
me geschaffen haben, um an 
ihren Vorhaben mit absoluter 
Priorität und hohem Ressour
ceneinsatz zu arbeiten. 

Die voluminöse, material
reiche Arbeit eignet sich gewiss 
nicht nur zur moralisierenden 
Betrachtung deutscher NS
Vergangenheit, sondern zur 
nüchternen Beschreibung 
jener organisatorischen Be
dingungen, die es einem wirt
schaftlich blockierten Land 
mit erheblichen Rohstoff
problemen, gestatteten – wie 
die Alliierten nach dem Kriege 
neidvoll attestierten – wissen
schaftlich technische Spit
zenleistungen und Innova
tionen zu verwirklichen. Für 
diese, auch heute unter völ
lig veränderten historischen 
Rahmenbedingungen, wich
tige Fragestellung, die unter 
dem Gesichtspunkt der sog. 
Technologieführerschaft nur 
hin und wieder thematisiert 

wird, liefert die Arbeit von 
Maier viel Anschauung, die es 
gilt, kritisch auszuwerten. Das 
Buch setzt den Anfangspunkt 
für eine große Diskussion über 
Rüstungsforschung nicht nur 
in der Vergangenheit sondern 
auch in der Zukunft. 

Markus C. Kerber

Simhandl, Katrin, Der Dis-
kurs der EU-Institutionen 
über die Kategorien „Zigeu-
ner“ und „Roma“ – Die Er-
schließung eines politischen 
Raumes über die Konzepte 
von „Antidiskriminierung“ 
und „sozialem Entschluss“, 
Baden-Baden (Nomos Ver-
lagsgesellschaft) 2007

Mit der Entscheidung 1983/
EG, das Jahr 2008 zum „Eu
ropäischen Jahr des interkul
turellen Dialogs“ zu erklären, 
haben das Parlament und der 
Rat als zwei zentrale Instituti
onen der Europäischen Uni
on die Relevanz von Nicht
diskriminierung und sozialer 
Gerechtigkeit, sowohl zur 
Förderung als auch zur Akzep
tanz kultureller Vielfalt, her
vorgehoben. Diese Konzepte 
sind somit prägend für den 
Diskurs über die unterschied
lichen Kulturen, Sprachen, 
ethnischen Gruppen und Re
ligionen im politischen Raum 
der EU.

Der Diskurs der EUInstitu
tionen über das kategoriale 
Konglomerat ‚Zigeuner‘ und 
‚Roma‘ bildet den Gegenstand 
der zu besprechenden Studie. 
Im Mittelpunkt der Analyse 
steht kein ethnographisch 
verifizierbares Wissen über 
„die Roma“. Es wird vielmehr 
untersucht, wie sich die Kon
zepte von Antidiskriminie
rung und sozialem Einschluss 
für die am Diskurs beteiligten 
Akteure zu zentralen Bezugs
punkten entwickeln. Sowohl 
auf der methodischen als 
auch auf der theoretischen 
Ebene widmet sich die Studie 

einem Themenbereich, der 
aus dieser Perspektive bislang 
nur marginal untersucht wor
den ist; Eine kritische Diskurs
analyse über AntiRassismus 
soll eine mehrdimensionale 
Distanzierung von der bishe
rigen Kerndiagnose einer ras
sistischen Diskriminierung 
der „Roma“ im europäischen 
Kontext ermöglichen und so 
die bestehende Forschungs
lücke verkleinern. Folglich 
liefert die vorliegende Studie 
einerseits eine Ergänzung zu 
bisherigen Untersuchungen, 
zum anderen wird auf metho
discher Ebene konzeptionell 
angestrebt, die Konstruiert
heit der politischen Katego
rien „Zigeuner“ und „Roma“ 
offenzulegen, statt sie unhin
terfragt als Ausgangspunkt 
für eine Analyse zu überneh
men. 

Nach der Darlegung des oben 
geschilderten Forschungs
interesses „jenseits der Stan
dardnarration“ (Kapitel I), 
liefert die Autorin einen um
fassenden Überblick über das 
heterogene Feld der Diskursa
nalyse (Kapitel II). Die theore
tischmethodische Basis setzt 
sich somit aus der forschungs
leitenden Frage nach der dis
kursiven Konstruktion der 
Kategorien „Zigeuner/Roma“ 
und aus deren Bearbeitung 
mit Hilfe der Diskursanalyse, 
welche das Wie dieser Kon
struktion beleuchtet, zusam
men. 

Anknüpfend an die theore
tische Verortung der Studie 
werden die Strukturen des 
EUDiskurses empirisch un
tersucht, indem die grund
legenden Annahmen der 
partizipierenden Akteure dar
gestellt und analysiert werden 
(Kapitel III). Die unartikulierte 
Basis des Diskurses wird expli
ziert, da dessen Beherrschung 
durch eine essentialistische 
Grundauffassung hervorge
hoben wird, welche „Zigeu
ner/Roma“ als Objekte positi
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oniert und somit als zentrale 
Kategorie der Hinterfragbar
keit entzieht (Kapitel III.I). 

Des Weiteren wird mit der 
vorliegenden Studie eine Ana
lyse der Genese des Diskurses 
in den 1970er Jahren und des
sen Verlauf bis zur Gegenwart 
geliefert (Kapitel III.II). Da sich 
der Untersuchungszeitraum 
somit über 30 Jahre erstreckt, 
entwickelt sich die politische 
Integration der EU, also die 
Entstehung zunehmend 
vergemeinschafteter Politik
felder, zu einem wichtigen 
Faktor, welcher die Analyse 
beeinflusst. Die Arbeit begeg
net den hieraus erwachsenden 
Herausforderungen, indem 
Wechselwirkungen zwischen 
der allgemeineren Diskursent
wicklung im EUKontext 
und der hier im Speziellen 
untersuchten Ebene mit in 
die Analyse einbezogen wer
den. Dies geschieht zunächst 
durch die Identifizierung der 
beiden einander ablösenden 
Deutungsmuster; Die Verwen
dung des Begriffs „Roma“ an 
Stelle von „Zigeuner“ verdeut
licht eine diskursive Diskonti
nuität innerhalb der EU – für 
die Roma wird nicht mehr 
länger eine mobile Lebenswei
se als charakteristisch angese
hen, sondern ihre Identität 
als „ethnische Minderheit“. 
Mit der EUErweiterung 2004 
wurde das zweite Deutungs
muster erneut modifiziert, die 
Grenze des Diskurses wurde 
geographisch um den Osten 
Europas gezogen und somit 
Roma als „ethnische Minder
heit in Osteuropa“ definiert. 
Unter einem Deutungsmus
ter, welches „Roma“ als eth
nische Kategorie konzeptua
lisiert, konnte ungebrochen 
auf einen Referenzdiskurs 
über Antidiskriminierung auf 
EUEbene Bezug genommen 
werden. Auch auf den Dis
kurs über Sozialpolitik konnte 
mit einer Diskussion über die 
Kategorien „Armut“ (in den 

1970er Jahren), bzw. “soziale 
Ausgrenzung“ (zur Jahrtau
sendwende) im RomaKon
text referenziert werden. 

Die verdichtete Darstellung 
der Ergebnisse in Bezug auf 
das entwickelte Modell er
folgt in einer präzisen Zusam
menschau (Kapitel IV) von 
Kontinuitäten, Diskontinui
täten und Modifikationen im 
EUDiskurs über „Zigeuner/
Roma“. Die Analyse der von 
der Autorin durchgeführten 
Interviews bestätigt zunächst 
die Grundannahme eines dis
kursiven Geflechts, nach dem 
„Zigeuner/Roma“ in der ob
jektiven Realität vorfindbare, 
passive Objekte des Deutungs
musters sind. Diese Konzep
tualisierung wurde während 
des gesamten Untersuchungs
zeitraumes von den Befragten 
nicht in Zweifel gezogen. Die 
abschließende Untersuchung 
ergibt jedoch, dass eine Kri
tik an der Positionierung von 
Roma als passive Objekte und 
eine Forderung nach deren 
aktiver Einbeziehung in den 
politischen Gestaltungspro
zess durchaus artikuliert wird. 
Dieses Ergebnis ist jedoch 
nach Meinung der Autorin 
keineswegs rein positiv zu 
bewerten. Katrin Simhandl 
nutzt die in den Interviews 
artikulierte Forderung an die 
Roma als Ansatzpunkt, um zu 
unterstreichen, dass ein Reden 
über die Objekte so fortgesetzt 
würde: Ihre Transformation 
in teilhabende Subjekte des 
Diskurses könne letztlich nur 
durch eine grundlegende Re
strukturierung desselben auf
gehoben werden. 

Die zentrale normative For
derung, den physischen 
Menschen nicht durch ein 
mythisches Bild von ihm zu 
ersetzen, sondern die in der 
diskursiven Praxis zuvor be
setzten Sprachräume freizu
geben, ermöglicht zum einen 
allgemeine Einsichten in die 
Konstruiertheit einer Kate

gorie, zum anderen leistet 
sie einen politischen Beitrag: 
Das bereitgestellte Wissen zu 
Artikulationsmustern, über 
welche der Diskurs zu beein
flussen ist, kann von Akteuren 
praktisch genutzt werden. Die 
Studie vermittelt konkrete 
Kenntnisse über Strukturen 
und Wandlungsprozesse des 
Diskurses, seine zentrale Be
grifflichkeiten und über Fak
toren, die keinen Eingang in 
den Diskurs fanden. Auf der 
Ebene politischer Praxis kann 
hieraus beispielsweise abgelei
tet werden, auf welchen Refe
renzdiskurs eine Anknüpfung 
erfolgreich zu sein verspricht 
und wie ein Argument formu
liert werden muss, um es an
schlussfähig zu machen.  

Eine auf die Dekonstruktion 
einer politischen Kategorie 
gerichtete Analyse kann zwar 
zur Festigung derselben beitra
gen, die Reflektion der Legiti
mität von Themenwahl und 
theoretischmethodischem 
Ansatz ergibt jedoch, dass 
insbesondere die Labilität 
der beiden erarbeiteten Deu
tungsmuster für den Begriff 
„Zigeuner/Roma“ – zunächst 
Lebensstil, dann Ethnizität 
als machtvolle Dimension 
– in der vorliegenden Studie 
aufgezeigt werden konnte.  
Zusätzlich eröffnet die an
gewandte Methode der Dis
kursanalyse, bzw. das hieraus 
erwachsene präzise und em
pirisch fundierte Wissen über 
die laufende Entwicklung des 
untersuchten Diskurses, An
knüpfungspunkte für syste
matische Vergleiche mit an
deren Diskursumgebungen. 
Das komplexe Diskursfeld der 
Europäischen Union, welches 
sich auf Medien, Wissenschaft 
und gesellschaftliche Alltags
diskussionen bezieht, wird in 
der vorliegenden Studie als re
levanter Kontext berücksich
tigt, in welchen die Ergebnisse 
der Studie konsequent einge
ordnet werden. Abschließend 

kann festgestellt werden, dass 
mit der zu bewertenden Arbeit 
eine detaillierte Analyse des 
Wechselspiels von Begriffen 
und deren Verschiebungen 
geleistet wird, indem letzt
lich der fundamentale Bruch 
im Diskurs über „Zigeuner/
Roma“ offengelegt und des
sen Bedeutung als Teil einer 
größeren diskursive Formati
on aufgezeigt wird.

Laura Kemmer

Christoph Marx (Hrsg.), Bil-
der nach dem Sturm. Wahr-
heitskommissionen und his-
torische Identitätsstiftung 
zwischen Staat und Zivilge-
sellschaft, Berlin (LIT Verlag) 
2007

Das Ende des OstWestGegen
satzes ließ neue Machtkons
tellationen entstehen. In eini
gen Fällen traten schwelende, 
innerstaatliche Konflikte in 
ihrer gänzlichen Komplexität 
erst mit dem Ende der Block
konfrontation vollends in 
Erscheinung. Wie aber gin
gen bzw. gehen diese Gesell
schaften nach Beilegung des 
internen Konflikts mit den 
mannigfachen Geschichts
bildern um? Dieser Frage, 
welcher der Wille zur Neuori
entierung bzw. Neuinterpreta
tion der Geschichte zugrunde 
liegt, um das fortdauernde Zu
sammenleben mit den einsti
gen Feinden zu rechtfertigen 
und als nationale Geschichte 
zu integrieren, spürt Marx 
in seiner Beitragssammlung 
nach. Das Ziel des Sammel
bandes ist es, die Spannbrei
te verschiedener Formen der 
Vergangenheitsaufarbeitung 
aufzuzeigen, von institutio
nalisierten Wahrheitskom
missionen bis hin zu zeitlich 
distanzierten öffentlichen 
Debatten über Geschichte. 
Der komparative Ansatz des 
Buches zeigt die „Spannung 
zwischen Legitimationsin
teressen der Politiker, Ver
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söhnungserfordernissen von 
Transitionsgesellschaften und 
dem berechtigten Interesse an 
historischer Aufklärung über 
Verbrechen der jüngeren Ver
gangenheit“ (S. 14).

Die Beiträge erstrecken sich 
von einem Vergleich von 
Wahrheitskommissionen 
(Lutz Niethammer) und der 
historischen Aufklärung in 
Argentinien und Guatemala 
(Anika Oettler) über die Wahr
heitskommissionen in Süd
afrika (Christoph Marx) und 
Marokko (Bettina Dennerlein/
Sonja Hegasy) bis hin zur Ver
gangenheitsaufarbeitung in 
Australien (Ewald Frie), Spani
en (Walther L. Bernecker) und 
Tschechien (Jaroslav Sonka). 

Bettina Dennerlein und Sonja 
Hegasy gehen in ihrem Beitrag 
der einzigen offiziellen Wahr
heitskommission in der ara
bischen Welt auf den Grund. 
Die von dem marokkanischen 
König Mohammed VI Janu
ar 2004 eingesetzte Instance 
Equité et Reconciliation (IER) 
ist zuvörderst als das Resultat 
eines langen Ringens zwi
schen Monarchie und legaler 
politischer Opposition um 
den Ausbau von Menschen
rechtsschutz zu sehen. Die 
Wahrheitskommission steht 
im Kontext einer Reform
politik, die seit der Mitte der 
1980er Jahre eine friedliche 
Systemtransformation vor
antreibt. Neben öffentlichen 
Anhörungen von Opfern 
schwerer Menschenrechts
verletzungen fanden verschie
dene öffentliche Kolloquien 
und Expertengespräche un
ter Beteiligung unabhängiger 
Menschenrechtsaktivisten, 
Intellektueller und Wissen
schaftler statt. Diesen Akti
onen maß die Kommission 
eine gewichtige Funktion für 
den beabsichtigten „Prozess 
der Verankerung von demo
kratischen Verhaltensweisen 
in der politischen Kultur des 
Landes“ (S.108) bei. Eine Be

sonderheit im Vergleich zu 
anderen Wahrheitskommis
sionen stellt die Tatsache dar, 
dass ihrer Einsetzung kein Re
gimewechsel, sondern ledig
lich ein Machtwechsel voran
ging und die Aufarbeitung der 
Vergangenheit unmittelbar 
an diesen, ohne zeitlichen 
Abstand, anschloss. Die Inte
gration von ehemaligen poli
tischen Häftlingen in der IER 
zeugt nach der Meinung der 
Autorinnen von dem „Versuch 
historischer Identitätsstiftung 
im Austausch zwischen Staat 
und Zivilgesellschaft ..., der 
offensichtlich als solcher von 
den Betroffenen angenom
men wird“ (S.111). Nichtsdes
totrotz ergibt sich zwischen 
der IER und der Monarchie 
ein Spannungsfeld, in dem 
etwas überspitzt der Wille zur 
Schaffung bzw. Bewahrung 
eines kollektiven Gedächt
nisses und der Ausbildung 
einer Kultur der Staatsbürger
schaft „von unten“ auf den 
Wunsch einer Historisierung 
der Vergangenheit und der 
politischen Modernisierung 
„von oben“ trifft. 

Walther L. Bernecker beschäf
tigt sich in seinem Beitrag 
mit der Vergangenheitsauf
arbeitung im Spannungsfeld 
von (Partei) Politik und Zivil
gesellschaft in Spanien. Der 
Spanische Bürgerkrieg (1936
1939) bildet den Mittelpunkt 
der zur Debatte stehenden Er
innerungskultur. Die an den 
Krieg anschließende Diktatur 
Francos verhinderte die offene 
Aufarbeitung dieses Krieges 
und etablierte stattdessen 
eine Geschichtsschreibung 
aus der Perspektive des Sie
gers, die zur Legitimation des 
Siegerregimes und zu dessen 
Stabilisierung instrumenta
lisiert wurde. Während nach 
dem Ende der FrancoÄra ein 
„Boom an Bürgerkriegslite
ratur“ (S. 148) einsetzte, der 
dem Bedürfnis großer Bevöl
kerungsteile nach sachlichen 

Information und Aufklärung 
geschuldet ist, konzentrierte 
sich die Politik weitestgehend 
auf die Transition der Diktatur 
in eine Demokratie. Einer der 
Gründe für die Vernachlässi
gung der Vergangenheitsbe
wältigung ist, dass es keinen 
eindeutigen demokratischen 
Bruch mit der franquistischen 
Diktatur gab. Denn die Tran
sition war das Ergebnis eines 
politischen Paktes, der inner
halb der autoritären Instituti
onen ausgearbeitet wurde und 
zudem eine kollektive Amnes
tie für die Franquisten bein
haltete. Zum Wohle und zur 
Stabilität der Demokratie fand 
somit abermals keine Aufar
beitung der Geschichte statt. 
Erst in der Regierungszeit der 
Konservativen ab 1996 setzte 
eine Repolitisierung der Ver
gangenheit ein. Die von ihnen 
geförderte ultrakonservative, 
ideologisch verzerrte Vergan
genheitsdeutung ließ 1999 die 
damaligen Oppositionspar
teien eine Kampagne „gegen 
das Vergessen“ initiieren, die 
einen Bruch mit dem bis da
hin gültigen Generalkonsens 
einer Kollektivschuld dar
stellte. Auf zivilgesellschaft
licher Ebene rückte dann die 
Frage nach den Verschwun
denen des Krieges ins öffent
liche Bewusstsein, wodurch 
zahlreiche lokale Initiativen 
entstanden. Die Situation in 
Spanien verdeutlicht, dass 
dort „eine kritische Aufarbei
tung der Geschichte offenbar 
nur um den Preis verschärf
ter politischer Konfrontation 
und einer Art Lagerbildung zu 
haben ist“ (S. 165). 

Miriam Klemm

Igal Avidan, Israel. Ein Staat 
sucht sich selbst, Kreuzlin-
gen/München (Diederichs im 
Heinrich Hugendubel Verlag) 
2008

Dieses Jahr jährt sich der 60. 
Jahrestag der Gründung Isra

els. Seither kommt das Land 
nicht zur Ruhe und quält 
sich mit der Frage: Wird Israel 
noch weitere 60 Jahre exis
tieren? Der seit dem Mauer
fall in Deutschland lebende 
Journalist und Politikwissen
schaftler Igal Avidan sieht 
anlässlich des 60. Jahrestages 
Israels die Zeit gekommen, ein 
kritisches Röntgenbild Israels 
zu zeichnen und einen Blick 
in die Zukunft des Landes zu 
wagen. Dabei ist der Autor, 
der seit 1996 als Deutsch
landKorrespondent für die 
Tageszeitung Maariv, Tel Aviv 
arbeitet und zudem zahl
reiche Beiträge, u. a. für die 
Süddeutsche Zeitung und die 
Frankfurter Rundschau verfass
te, darauf bedacht zu zeigen, 
was sich jenseits des durch die 
hiesigen Medien vermittelten 
stereotypen Bildes der israeli
schen Gesellschaft verbirgt.

Die zentrale Ausgangsfrage 
für den kritischen Patrioten 
Avidan ist die Frage, wie die 
Zukunft eines befriedeten 
Israels aussehen könnte. In 
seinem Buch „Israel. Ein Staat 
sucht sich selbst“ zeigt er da
her die an Israel gestellten 
Herausforderungen auf. 

Eine der Herausforderungen 
ist der Umgang mit dem 
demografischen Problem. 
Anders als in Deutschland, 
stellt es nicht ein Problem 
der Altersverteilung dar, son
dern der Ethnizität. Dies ist 
besonders problematisch, da 
sich die israelische Identität 
maßgeblich durch die Kom
ponente Ethnizität – Juden
tum – konstituiert. Die Sorge 
um ihre Identität versperrt, so 
Avidan, die Sicht auf die un
bequeme Wahrheit, dass die 
Israelis selbst mit verantwort
lich an dem palästinensischen 
Flüchtlingsproblem sind und 
mit ihrer größten Angst, die 
Palästinenser könnten zu
rückkehren und dadurch den 
israelischen Staat vernichten, 
den Weg zu einer Lösung be
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hindern. Da der palästinen
sische Traum der Rückkehr 
den israelischen Alptraum 
darstellt, könnte nach Avidan 
eine Lösung des Dilemmas 
eine begrenzte Rückkehr ohne 
ein verbrieftes Recht auf Rück
kehr sein. 

Eine weitere Problemstellung, 
mit der sich der Autor einge
hend auseinandersetzt, ist die 
israelische Besatzungsmacht. 
Dabei lenkt er das Augen
merk des Lesers / der Leserin 
sowohl auf die daraus resul
tierenden innergesellschaft
lichen Spannungen, als auch 
auf die zwischen Israelis und 
Palästinensern. Auch 60 Jah
re nach der Staatsgründung 
hat Israel noch keine klaren 
Grenzen. Allerdings schafft 
der im Jahre 2003 begonnene 
Bau des Trennungszauns neue 
Tatsachen und wird de facto 
die zukünftige Grenze Israels 
markieren. Der Verlauf des 
Zauns ist das Resultat eines 
innerisraelischen Ringens 
zwischen den verschiedenen 
Fraktionen. Unter dem Druck 
des Siedlerrats wurde dann 
eine Route entworfen, die so 
viele Israelis und so wenig Pa
lästinenser wie möglich ein
schließt. Das Hauptproblem 
dabei ist, dass der öffentliche 
Diskurs die Auswirkungen des 
Zauns auf das Leben der Paläs
tinenser ausblendet und sich 
auf Fragen der Effizienz und 
Kosten beschränkt. Die poli
tischen Folgen der Sperranla
ge interessieren weniger. Ge
rade dies ist aber unabdingbar, 
wenn Israel zu einem Frieden 
mit den Palästinensern gelan
gen möchte. Um die Existenz 
Israels als Demokratie und 
Heimat der Juden zu sichern, 
ist für Avidan der Rückzug 
Israels auf die international 
anerkannten Grenzen unum
gänglich. Je klarer die Gren
zen Israels sind, desto höher 
wird die Akzeptanz Israels in 
der arabischen Welt sein.

Damit Israel auch weitere 
sechzig Jahre existiert, muss es 
sich der Frage nach der israe
lischen Kohärenz annehmen. 
Avidan wirft dazu einen Blick 
auf das Zusammenleben von 
jüdischen und palästinen
sischen Israelis im Staat Israel. 
Er zeigt auf, warum Israel vor 
allem eine Demokratie für Ju
den ist und veranschaulicht 
eindrucksvoll die vielschich
tigen Diskriminierungen, 
denen sich die palästinen
sischen Staatsbürger Israels 
ausgesetzt sehen. Avidan be
dient sich Zahlen, um die Aus
wirkungen dieses Handelns 
zu verdeutlichen, nämlich 
dass junge Palästinenser aus 
der israelischen Gesellschaft 
hinausgedrängt werden und 
zunehmend auf einen bina
tionalen israelischen Staat 
pochen. In Israel leben 1,45 
Millionen palästinensische 
Israelis. Dennoch wissen jü
dische Israelis kaum etwas 
über die palästinensische Min
derheit im eigenen Lande, zu
mal sie im öffentlichen Leben 
unterrepräsentiert ist. Einen 
wichtigen gesellschaftlichen 
Integrationsfaktor stellt der 
Militärdienst dar. „Wenn sich 
zwei Israelis kennen lernen, 
fragen sie sich gleich, wo sie 
gedient haben.“ Junge israeli
sche Palästinenser hingegen, 
sind von dem Dienst in der 
Armee de facto ausgeschlos
sen. Allerdings besteht seit 
2002 für sie die Möglichkeit, 
anstelle des Militärdiensts ei
nen nicht verpflichtenden Zi
vildienst abzuleisten. Diesen 
würden drei von vier palästi
nensischen Israelis unter der 
Voraussetzung unterstützen, 
die gleichen Vergünstigun
gen wie vom Militärdienst 
befreite Soldaten zu erhalten. 
Jeder fünfte würde dies tun, 
um sich für den Staat einzu
setzen. Avidan gibt in dieser 
Hinsicht zu bedenken, dass 
eine Demokratie, wie es Israel 
ist, im Umgang mit ihren eige
nen Minderheiten gemessen 

wird, was im Besonderen auf  
die palästinensischen Israe
lis zutrifft. Konkret bedeutet 
dies die Verbesserung der Le
bensqualität der arabischen 
Israelis sowie die Förderung 
der arabischen Sprache und 
Kultur. 

Nicht zuletzt widmet sich 
Avidan der innerjüdischen 
Fragmentierung und Zerris
senheit Israels. Dabei zeigt er 
die Spannungsfelder auf, die 
zwischen den verschiedenen 
Strömungen des Judentums 
existieren. Die 5,4 Millio
nen Juden lassen sich in fünf 
Gruppen – ultraorthodox, 
orthodox, traditionellreli
giös, traditionell nichtreli
giös und säkular – einteilen. 
Obwohl die ultraorthodoxen 
Juden mit sechs Prozent eine 
kleine Minderheit in Israel 
darstellen, kontrollieren sie 
die jüdischstaatlichen Insti
tutionen, was für innergesell
schaftliche Spannungen sorgt. 
Avidan fordert daher, „das 
Monopol der Orthodoxen 
bei Konversionen, Eheschlie
ßungen und Scheidungen 
[zu] beenden.“ (S.153), zu
mal sie „die demokratischen 
Spielregeln ablehnen und 
eine nationalistische, frem
denfeindliche Politik fördern“ 
(S. 205). Damit erschweren sie 
unter anderem eine weitere 
zentrale Aufgabe des Immig
rationsstaats Israels: die In
tegration von Einwanderern. 
Denn Israel darf sich nicht 
vor den mit der Einwande
rung einhergehenden Proble
men verschließen, was jedoch 
zum Bedauern des Autors im 
Umgang mit Minderheiten in 
Not seitens der israelischen 
Eliten und Machtzentren der 
Fall ist. Ein vielleicht etwas 
überraschendes Problem ist 
in diesem Zusammenhang der 
seit 1989 mit der verstärkten 
Einwanderung aus den GUS 
Staaten „importierte“ Anti
semitismus. Die mit aus den 
GUS Staaten eingewanderten 

nichtjüdischen Familienmit
glieder machen in Israel die 
Erfahrung kein vollwertiges, 
den Juden gleichberechtigtes 
Mitglied der Gesellschaft zu 
sein. „Die Provokationen und 
Gewalt der NeoNazis in Israel 
sind [somit] eine zugespitzte 
Reaktion aus Frustration.“ 
(S. 157). Die Integration ist 
konstituierend für ein zukünf
tiges befriedetes Israel.

Insgesamt bietet das Buch 
einen guten Einblick in die 
israelische Politik und Gesell
schaft und zeigt Missstände, 
Spannungsfelder und Ge
gensätze auf. Eine gelungene 
Mischung aus Fakten und per
sönlichen Anekdoten außer
gewöhnlicher Israelis macht 
das Buch zu einer informa
tiven und lebendigen Lektüre. 
Nicht zuletzt lenkt Avidan den 
Blick des Lesers / der Leserin 
auf persönliche Geschichten, 
die Anlass zur Hoffnung ge
ben in einem Land, das sich 
seit seiner Staatsgründung in 
einem Ausnahmezustand be
findet.

Miriam Klemm

Michael Lackner (Hrsg.), 
Zwischen Selbstbestimmung 
und Selbstbehauptung: Os-
tasiatische Diskurse des 20. 
und 21. Jahrhunderts, Baden-
Baden (Nomos Verlaggesell-
schaft) 2008

Zwischen Selbstbestimmung 
und Selbstbehauptung, the new 
volume on selfdetermination 
and selfassertion in 20th and 
21st century East Asia edited 
by Michael Lackner, is an ex
tensive compilation of essays 
on modern selfassertion dis
courses in China, Japan and 
Korea. With twenty chapters 
the volume contains a wide 
range of subject matter, most 
of which are case studies 
covering a specific theme or 
medium that illuminates cer
tain aspects of the discourses. 
Chapters examine such varied 
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but individually narrow top
ics such as authors of the 1968 
generation in China, former 
Korean “comfort women,” 
Chinese immigrants in the 
U.S., martial arts in China, 
Chinese philosophy, Chinese 
music during the Cultural 
Revolution, cultural nation
alism in Japan, “master narra
tives” in Japanese historiogra
phy, Korean travelogues, and 
the Korean novel Everlasting 
Empire. The volume begins 
with an introduction to the 
selfassertion discourse in 
China and an overview of the 
book’s themes, written by edi
tor Michael Lackner. It wraps 
up cleanly with a discussion 
by Mark R. Thompson of self
assertion discourse in South
east Asia, which has revolved 
around “Asian values” since 
the financial crisis of the mid
1990s and the terrorist attacks 
of the early 2000s. 

Divided into four sections, 
the volume approaches self
assertion discourses from a 
number of different perspec
tives: emancipatory selfas
sertion, in which individuals 
or groups attempt to liberate 
their selfimage or selfiden
tity from a dominant (natio
nal or otherwise) discourse or 
narrative; legitimatory self
assertion, in which the state 
employs selfassertive rheto
ric to legitimate its own rule 
or policies (the politization of 
the unpolitical); intellectual 
selfassertion, in which intel
lectual pursuits are employed 
for “folk and fatherland,” to 
create or solidify a national 
identity; and selfassertion in 
the media, or how literature 
and other writings influence 
or build selfassertion dis
courses.

All authors shared the widely 
accepted assumption that 
selfassertion really only aris
es when a nation or group is 
faced with the ‘other’, either 
for the first time or in new 

strength. Thus, China’s self
assertion discourse was born 
largely during the Republican 
era in the first half of the 20th 
century in response to the 
influx of Western goods and 
ideas. Chinese were forced 
to think about their own 
strengths and weaknesses in 
comparison to the West and 
to construct an identity of 
their own. This identity was 
in large part an assertion that 
“we are not the West.” By con
trast, two distinct types of self
assertion discourse can be dis
tinguished in both Japan and 
Korea: an older one directed 
against and in reaction to 
China, and (to some extent) 
Japan or Korea respectively, 
and a newer one focusing on 
the West. One of the relatively 
unusual cases, in which Kore
an selfassertion directs itself 
against Japan rather than one 
of the larger others, is exem
plified in this volume by Kris
tina IwataWeickgennant’s 
informative presentation of 
“JapaneseKorean literature,” 
literature written by Korean
born authors living in Japan 
or the children of immi
grants.

As most of the book does dis
cuss East Asia’s encounters 
with Western societies, it is 
interesting to note how the 
theme of worldview fits into 
the volume’s selfassertion 
discourses. Worldview is made 
up of the often unvoiced cul
tural assumptions and expec
tations existing in all cultures. 
The appearance of Western 
individuals and nations chal
lenged East Asian worldviews 
like never before. Peter Ack
ermann’s prologue chapter 
nicely illustrates this schism. 
Because traditional Japanese 
communication structures 
focus on agreement and on 
changing oneself rather than 
one’s surroundings, Japan’s 
encounters with the West 
have proven difficult. In Japan 

an individual can, through 
selfexamination (introspec
tion), come to understand the 
other, whom he recognizes as 
being like himself. Focusing 
on the positive things each 
side has to offer and look
ing for the commonalities 
and, crucially, dependencies 
between the two individu
als leads to an “understand
ing” of the other which is 
also a gain for oneself, a les
son learned. The two become 
connected, bound together by 
their shared positive qualities 
and dependencies, and both 
benefit from this process. Yet 
therein lies the crucial point: 
this way of relating to oth
ers only works if both parties 
have the same worldview and 
play by the same rules. “It is 
silently understood that both 
sides will exercise selfcriti
cism through introspection 
so that the bindingprocess 
contains no dangerous ‘time
bombs’ ” (p. 33). What hap
pens when the other doesn’t 
have the same rules? This 
is the question that all East 
Asian countries dealt with as 
the West—Western science, 
politics, values, music, mass 
culture—encroached into 
their territories. Although 
Chinese, Japanese and Ko
rean worldviews of course 
also differ from one another, 
these differences pale in com
parison to their dissimilari
ties with Western ones. Each 
of these three countries dealt 
with this new other in various 
ways, as this volume so com
petently demonstrates. 

In addition to the West as oth
er, a second theme appearing 
in the book is the use of “mas
ter narratives” to direct public 
opinion. A master narrative 
is precisely what might be 
expected from the name: an 
omnipresent, widely known 
and widely accepted story 
or account of some (usually 
national) event or series of 

events, or even an entire na
tional history, that all take 
for granted as the truth. Nora 
Sausmikat’s chapter on the 
generation of youth who went 
to the countryside from the 
cities during the Cultural Rev
olution—China’s “1968” gen
eration, although this term 
should not be used as a social 
category like in the West but 
only as a time/age marker for 
those who participated—dis
cusses master narratives. For 
example, after 1989 the ruling 
Communist party directed the 
new discourse to aid its efforts 
at domestic stabilization and 
the establishment of national 
“modernization myths.” Here 
“myth” is used to denote not 
fantasy but a widespread sto
ry of encouragement about 
what China could and would 
achieve. Four “master narra
tives” developed in this con
text: a Red Guard narrative, 
a modernization narrative, a 
discourse on free will, and a 
discussion by 1968ers of how 
to prevent another Cultural 
Revolution.  These master nar
ratives were used in various 
ways by various groups and 
individuals for their own pur
poses. In his chapter, entitled 
“Master Narratives in Japanese 
Historiography,” Wolfgang 
Schwentker goes into great 
detail on master narratives 
and how they have shaped 
Japanese conceptions of their 
own history. The master nar
ratives of the Edo period, for 
instance, remained and influ
enced historiographies well 
into the 20th century. Differ
entiating between endogenous 
self-assertion discourses com
ing from within (masses vs. 
elite, women vs. men, periph
ery vs. center) and exogenous 
self-assertion discourses di
rected toward the outside (i.e., 
the West or China), Schwent
ker shows that the majority of 
master narratives in Japanese 
historiography were written 
for the purpose of cultural, purpose of cultural, 
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political or social selfasserti
on. As demonstrated by both 
Sausamikat and Schwentker 
master narratives normally 
do have an ulterior motive, 
which is often selfassertion.

Despite the volume’s title, in 
many of the chapters the conhe chapters the con
nection to selfdetermination 
and selfassertion was quite 
thin. Some authors went into 
extraordinary and interest
ing detail on their topics but 
failed to embed their conclu
sions in the book’s overarch
ing theme. A clearer, more in
depth discussion from some 
of the authors on how exactly 
their research illuminates one 

or more aspects of the selfas
sertion discourse in East Asia 
would have been advisable. 

The book focuses far too much 
on China: eleven of twenty 
chapters deal with the “Mid
dle Kingdom.” The book’s title 
reads “East Asia” but, perhaps 
reflecting the current ‘obses
sion’ with China in modern 
politics, far more than a pro
portionate number of articles 
focus on China. All five chap
ters in the third section, for 
example, are on China, seem
ingly implying that intellec
tual selfassertion in Japan 
and Korea does not exist. This 
is difficult to believe; Japan 

and Korea both possess philo
sophical traditions that must, 
at some point, have been re
cruited for (national) selfas
sertive purposes. Both Kimae 
Toshikai’s chapter on Japan’s 
new cultural nationalism as 
well as Chung Hyunback’s 
chapter on the historicization 
of the “comfort women” ques
tion in South Korea indicate 
the wealth of selfassertion 
discourse in these two coun
tries. It is somewhat unfair to 
underrepresent them in this 
volume.

Overall, however, the book 
conveys an excellent general 
picture of the selfassertion 

discourses existing and in
fluencing modern East Asia. 
As with most edited volumes 
it is not as pointed as may be 
desirable, but its wide range 
of topics compensates for this 
lack of focus. The case studies 
allow the reader to see the dis
courses in action, to see how 
they transform with time 
and changing circumstances. 
Given the quality of its schol
arship and applicability of its 
themes to modern politics, 
sociology, etc., an English edi
tion would be useful in bring
ing the volume’s findings to a 
larger audience. 

Heather Gilmartin
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